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Die völkerrechtliche Lage auf dem Balkan

Die außenpolitischen Motive des griechischen Bürgerkriegs - Die Be-

ziehungen zwischen Italien und Jugoslawien und zwischen Bulgarien
und Jugoslawien - Bulgarisch-türkische Spannung - Die Balkan-
entente und die Wiederaufrüstung Bulgariens, Österreichs und Ungarns
- Die Dardanellenfrage - Eine englische Auffassung über den Cha-
rakter der Friedensverträge - Marseiller Attentat vor dem Völkerbund

Die Probleme der allgemeinen europäischen Politik haben neben

den lokalen Ereignissen die völkerrechtliche Lage auf dem Balkan wäh-
rend der letzten Monate besonders bunt gestaltet.

Der griechische Aufstand von Anfang März hat durch seine Motive
auch eine völkerrechtliche Bedeutung erhalten. Man hat sogar vermutet,
daß eine außerbalkanische europäische Macht hinter diesen Vorgängen
steht.

Unter den innerpolitischen Fragen stand an erster Stelle die

der iStaatsform. Der Kampf, den Venizelos schon vor dem Kriege, so-

dann während und nach diesem gegen die Dynastie geführt hat, endete

mit der Einführung der Republik in Griechenland. Die republikanische
Idee schien jedoch schwer im Volke Wurzel zu schlagen. Die Wieder-

herstellung der Monarchie stand insbesondere im Programm der von

Tsaldaris, dem jetzigen Ministerpräsidenten, geführten Partei. Nach

der Übernahme der Regierung durch Tsaldaris entbrannte der Kampf
für und gegen die Monarchie von neuem und heftiger als zuvor. Die

regierende Partei wurde von der Opposition, besonders von Venizelos,
beschuldigt, die Wiederherstellung der Monarchie anzustreben und damit

gegen die Verfassung zu verstoßen.
Innerstaatlich hat der Aufstand in der vorläufigen Einführung eines

diktatorischen Regünes seinen Abschluß gefunden. Nach Ausschaltung
des Senats, dessen Mehrheit aus venizehstisch Gesinnten. bestand, ließ

sich die Regierung von dem ihr gehorsamen Abgeordnetenhaus Voll-

machten geben und die den beiden Häusern zustehende gesetzgebende
Gewalt über die Staatsverfassung hinweg auf den Staatspräsidenten
über-tragen. Danach hat sich das Abgeordnetenhaus si-ne die vertagt.
Auf Grund dieser Vollmachten hat die Regierung ein Verfassungsgesetz
erlassen, durch das der Senat aufgehoben und das Abgeordnetenhaus
aufgelöst wurde. Durch dieses Gesetz ist die alte Verfassung teilweise

außer Kraft gesetzt. Es wird aber an einer neuen Staatsverfassung ge-
arbeitet, die innerhalb einiger Monate dem Volke zur Genehmigung vor-

gelegt werden soll. Das Volk soll durch eine Abstimmung auch über die

Staatsform entscheiden.
Die Außenpolitik spielte in den parteipolitischen Kämpfen eine

Rolle vor allem im Zusammenhang mit dem Abschluß des Balkanpaktes.
1) Letzter Bericht oben S. 127.
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Wie erinnerlich, hatte sich die Regierung, um die- Ratifizierung durch das

Parlament zu erlangen, gezwungen gesehen, vor dem Parlament eine

den Wünschen der Opposition entsprechende Erklärung abzugeben, die

dahin ging, daß Griechenland nach dem Pakt nicht verpflichtet sei, an

einer bewaffneten Aktion gegen eine außerbalkanische Macht teil-

zunehmen,). Trotzdem haben sich die Gemüter in Griechenland nicht

beruhigt, und die Zweckmäßigkeit des Balkanpaktes und dessen Ver-
einbarkeit mit den Interessen Griechenlands war weiterhin Gegenstand
der politischen Auseinandersetzungen. Die Opposition, vor allem die

Partei Venizelos, erstrebte ein Bündnis mit Italien, da ein solches

größere Vorteile biete als der Balkanpakt. Der Hauptzweck eines solchen

Bündnisses mit einer außerbalkanischen Macht, nämlich der Gefahr

eines sog. slawischen Blocks, der sich aus der Verständigung zwischen

Bulgarien und Jugoslawien ergeben konnte, zu begegnen, wurde für

Griechenland jedoch durch die in dem Balkanpakt erreichte gegenseitige
Garantie der Grenzen in stärkerem Maße erreicht, als dies durch einen

Zusammenschluß mit Italien, dem. Hauptrivalen Jugoslawiens, möglich
gewesen wäre. Ein politisches Zusammengehen Griechenlands mit

Italien hätte, da die Rivalität Italiens und Jugoslawiens infolge der

engen Verbindung zwischen Frankreich und Jugoslawien weit über

die rein balkanischen Interessen hinausreicht, auch die Stellung Griechen-

lands auf dem&apos;Balkan in weiterem Maße mit den allgemeinen Problemen
der europäischen Politik verknüpft, als dies im Sinne der griechischen
Opposition, vor allem der Partei Venizelos&apos; selbst lag, die die griechische
Regierung ja eben aus diesem Grunde zu der oben erwähnten Erklärung
bei Abschluß des Balkanpaktes gezwungen hatte. So hätten die Bezie-

hungen zwischen Frankreich und Jugoslawien eine offene Bündnispolitik
Italiens gegen Jugoslawien niemals ohne Rückwirkungen auf das Ver-
hältnis Frankreichs zu Italien zugelassen. Die Abhängigkeit dieser Be-

ziehungen zeigt sich besonders deutlich in den Auswirkungen der fran-

zösisch-italienischen Vereinbarungen vom 7- Januar 1935 z) auf das Ver-

hältnis Italiens zu Jugoslawien. Die Entspannung in diesem Verhältnis

ist den römischen Pakten unmittelbar gefolgt und hat in derRede des

neuen italienischen Gesandten in Belgrad bei der Überreichung seines

Beglaubigungsschreibens ihren Ausdruck gefunden 3).

Vgl. diese Zeitschr. Bd. IV, S. 327.

Vgl. diese Zeitschr. Bd. V, S. 398.
3) je suis expressement chargi par le chef de mon gouvernement de d&amp;Iarer que

mon activit,6 sera dirig6e vers la realisation d&apos;un rapprochement positif entre nos deux

pays. je suis autoris6 ä r6peter que l&apos;Italie n&apos;a rien que des sentiments amicaux envers

la Yougoslavie et n&apos;a pas Fintention de troubler son d6veloppement ou de porter atteinte

ä son int-C-grit6 territoriale, mais au contraire, elle se propose dedtoutes les

possibillt6s existantes dans le but de parvenir ä une collaboration cordiale et concr

et ä une entente sur les plans politique et &amp;onimique (journal de Gen 17. Ill- 1935).
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618 Völkerrecht, Berichte und Urkunden

Man weiß, daß die Bestrebungen Italiens auf Erwerb des jugo-
slawischen Dalmatiens - das durch das Londoner Abkommen von

1915 Italien als Preis für den Eintritt in den Krieg gegen die Zentral-
mächte versprochen worden war -, denen Jugoslawien mit dem Freund-

schaftsvertrag VOM 27. Januar 1924 &apos;) umsonst zu begegnen versuchte,
der empfindlichste Punkt für die nachbarlichen Beziehungen beider
Länder waren, besonders, da diese Ansprüche von der italienischen
Presse oft in der Form geltend gemacht wurden, daß jede Berech-

tigung für die Existenz Jugoslawiens als eines einheitlichen Staates
in Abrede gestellt wurde. Die Erklärung Italiens, daß es die Integrität
des jugoslawischen Territoriums anerkenne und auf dieser Grundlage
eine Zusammenarbeit in Aussicht nehme, kann infolgedessen als eine

grundlegende Wandlung in den Beziehungen der beiden Staaten an-

gesprochen werden.

Die bulgarisch-jugoslawischen Beziehungen andererseits ent-

wickeln sich im Sinne einer engeren Freundschaft. InDurchführung der bei

der königlichen Begegnung im September vorigen Jahres in Sofia gefaßten
Beschlüsse 2), wurden Ende Februar von bulgarischer und jugoslawischer
Seite Kommissionen eingesetzt, deren Aufgabe darin bestand, die ver-

einbarten Verkehrserleichterungen zwischen beiden Ländern zu ver-

.wirklichen. Nach viertägiger Arbeit unter dem Vorsitz des General-

sekretärs des Auswärtigen Amtes in Sofia und des dortigen jugoslawischen
Gesandten, haben die beiden Kommissionen die erforderlichen Be-

stimmungen zur Paßerleichterung getroffen, sowie neue Übergangs-
punkte an der bulgarisch-jugoslawischen Grenze festgelegt und den

Verkehr der Grenzbevölkerung im Sinne der früheren Abkommen 3)
gefördert. Wie geringfügig diese Ergebnisse äußerlich auch aussehen

mögen, so bringt doch die Atmosphäre, unter der diese Arbeiten er-

ledigt wurden, eine besonders freundliche Entwicklung der Beziehungen
zwischen Bulgarien und Jugoslawien zum Ausdruck. Faßt man, noch

die gegenseitigen Besuche von Intellektuellen beider Länder ins Auge,
dann ist der Eindruck deutlich, daß die bulgarisch-jugoslawische An-

näherung bei Ausschaltung der mazedonischen Frage befriedigendere
Resultate ergibt, und daß ein Unruheherd auf dem Balkan beseitigt
werden kann.

Der Bürgerkrieg in Griechenland drohte jedoch die so eingeleitete
friedliche Entwicklung auf dem Balkan zu unterbrechen. Wie bekannt,
hat der ständige Vertreter Bulgariens beim Völkerbunddem Sekretariat

Vgl. diese Zeitschr. Bd. IV, S- 613
Vgl. diese Zeitschr. Bd. IV, S. 883.

3) Vgl. diese Zeitschr. Bd. II, Teil 2, S. 239 ff.
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eine Verbalnote überreicht, in der er auf die militärischen Maßnahmen

seitens der Türkei an der türkisch-bulgarischen Grenze aufmerksam

machte 1). Diese Note hat keinen Anlaß zu irgendwelchen Schritten

seitens des Völkerbundes gegeben, da sie von der bulgarischen Regierung
zurückgenommen wurde, die sich mit dem Vorgehen ihres Vertreters,
der alsbald abberufen wurde, nicht einverstanden erklärte. Nach den

Äußerungen der maßgebenden Stellen leben beide Nachbarländer, un-

geachtet der manchmal vorkommenden unfreundlichen Auslassungen
der beiderseitigen Presse, im Sinne des Freundschaftsvertrages vom

18. Oktober 1925 &apos;) und des Neutralitäts- und Schiedsvertrages vom

6. März 1929 3), der im November vorigen Jahres auf weitere fünf Jahre
verlängert wurde 4), in voller Harmonie.

Was die militärischen Maßnahmen an der türkisch-bulgarischen
Grenze betrifft, so sollen diese nach der Erklärung des türkischen Ge-

sandten in Bern nicht gegen Bulgarien gerichtet sein. Seine weitere

Äußerung-, die hierzu in einem gewissen Widerspruch steht 5):
11 est, en outre, conn4 que la Bulgarie a pris et continue de prendre

des mesures militaires ä la fronti&amp;e grecque. La Turquie, comme par-
tie ä. l&apos;Entente balkanique, ou ä l&apos;Entente cordiale gr6co-turque, ne

pouvait pas rester indiff6rente ä ces mesures

gibt der türkischen Stellungnahme insofern eine besondere -völker-

rechtliche Note, als sie die Frage des Verhältnisses der beiden er-

wähnten Verträge, d. h. des griechisch-türkischen Freundschaftsvertrages
vom 14- September 1933 6) und des Balkanpaktes 7), zueinander auf-

tauchen läßt.

Während die Türkei ihre Maßnahmen insofern auf Art. i des grie-
chisch-türkischen Freundschaftsvertrages grunden kann, als die Türkei

und Griechenland sich nach dieser Bestimmung die Unverletzlichkeit

ihrer gemeinsamen Grenze garantieren, ist nach dem Balkanpakt, der

späteren Datums ist, die gegenseitige Garantie der Sicherheit der bal-

kanischen Grenzen der vertragschließenden Parteien, unter denen sich

auch die Türkei und Griechenland befinden, nicht Angelegenheit eines

einzelnen, sondern aller Vertragspartner, und jede Maßnahme zu diesem

Zweck ist nach Art. 2 an gewisse Voraussetzungen gebunden, Die ver-

1) Le Temps, 9. 111-1935.

2) Martens, N. R. G. IIIe S6r., t. 20, P-- 345; Austausch der Ratifikationen am

2. VIII. 1926.

3) Martens, N. R. G. Hle Ur., t. 28, P- 704-

4) Bulgarisches Staatsblatt (Duriaven Vestnik) Nr. 187 vom 117. XI- &apos;934. Nach

Zeitungsmeldungen (messager d&apos;Ath6nes, 17- IV- 1935) sind allerdings die Raxiükations-

urkunden noch nicht ausgetauscht.
5) Le Temps, g. 111. 193j.

6) Vgl. diese Zeitschr. Bd. IV, S. i2o ff.

7) Vgl. diese Zeitschr. Bd. IV, S. 329.
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tragschließenden Parteien verpflichten sich danach, sich über die zu

ergreifenden Maßnahmen bezüglich der Eventualitäten, die ihre Inter-
.essen betreffen, zu verständigen (se concerter), und darüber hinaus darf
kein Vertragspartner irgendwelche politische Aktion gegen einen Balkan-
staat, der nicht Signatar des Vertrages ist, ohne vorheriges gegenseitiges
.Einvernehmen (avis mutuel) unternehmen. Man könnte die Frage
aufwerfen, ob den genannten Maßnahmen der Türkei nicht eine Fühlung-
nahme zwischen den Mächten der Balkanentente, von der nichts bekannt

geworden ist, hätte vorausgehen müssen.

Die Wiederherstellung der Wehrhoheit in Deutschland hat auch
die Frage nach der Geltung bzw. nach der eventuellen Änderung der die
Wehrhoheit Bulgariens, Österreichs und Ungarns beschränken-
den Friedensbestimmungen aufgeworfen. Die Konferenz in Stresa, welche
die Aufgabe hatte, den Standpunkt Englands, Frankreichs und Italiens

bezüglich der deutschen Aufrüstung zu erörtern, sah sich veranlaßt, auch
zu den Militärklauseln der Verträge von St. Germain, Trianon und Neuilly
Stellung zu nehmen. Die Konferenz enthielt sich einer genaueren For-

mulierung dieser Frage, da sie der Meinung war, die Entscheidung sei
Sache der direkt interessierten Mächte, welche, frei und ihrer Verant-

wortung voll bewußt, nach einer eingehenden Prüfung der Meinungen
ihre Entscheidungen zu treffen hätten i). Die Vertreter der drei Mächte
sahen es also als ihre Pflicht an, gegen jede einseitige Aufhebung der

Verträge Stellung zu nehmen und hielten keine andere Lösung für mög-
lich, als eine vertragliche Regelung zwischen den interessierten Staaten,
und zwar durch Verhazidlungen, deren Erfolg von neuen Sicherheits-
garantien mittels eines eventuellen Ost- und Zentraleuropapakts ab-
hängt. Das vom Ständigen Rat der Kleinen und dem der Balkanentente
danach in Genf herausgegebene Communiqu vom 15. April z) hebt
die Übereinstimmung zwischen dem Standpunkt der Kleinen und der
Balkanentente mit dem der in Stresa vertretenen Mächte hervor und

-) Vgl. diese Zeitschr. Bd. V, S. 353.

2) Les Conseils Permanents de la Petite Entente et de l&apos;Entente Balkanique,
r6unis sous la pr de M. Titulesco, ont examin6 la situationg ä la lumi
des derniers Ils ont pris connaissance desr de la Conf6rence de
Stresa et ont accueilli avec satisfaction les efforts accomplis pour larde divers

objectifs pour la cause de la paix europ
La Petite Entente et l&apos;Entente Balkanique attachent une importance particuli6re

ä la conclusion des trait6s d&apos;assistance mutuelle de l&apos;Europe Nord-Orientale et des pactes
de securit6 de l&apos;Europe Centrale et Sud-Orientale. En ce qui concerne lardu statut
militaire de l&apos;Autriche, de la Hongrie et de la Bulgarie, lesd des cinq Etats ont

pris acte des explications fournies par M. Laval. Vgl. Temps, Messager d&apos;Ath
15. IV- 1935.
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stellt mit BefViedigung die in Stresa ausgesprochene Meinung bezüglich
der Notwendigkeit und Nützlichkeit von Sicherheitspakten in Nord-

ost-, Zentral- und Südosteuropa fest.

Die Annahme, daß die drei in ihrem Verteidigungsrecht beschränk-

ten Staaten dem Beispiel Deutschlands in der Lossagung von den Militär-

klauseln der betreffenden Verträge folgen würden, ist durch die Er-

klärungen der Vertreter sowohl Bulgariens als auch Österreichs und

Ungarns hinfällig geworden, die dahin lauten, daß keiner dieser drei

Staaten beabsichtige, eigenmächtig die Militärbestimmungen der Frie-

densverträge aufzuheben oder zu verletzen, ohne aber dabei ihren An-

spruch auf Gleichberechtigung aufzugeben.
Bei der Tagung des ständigen Rats der Balkanentente vom io. bis

13- Mai dieses Jahres in Bukarest wurde, wie das nachfolgende Com-

muniqu6 zeigt, von der Balkanentente der Standpunkt der Stresa-

Konferenz gutgeheißen:
Le conseil permanent de l&apos;Entente balkanique a tenu sept r

nions du io au 13 mai, ä, Bukarest, sous la pr de M. Titulesco,
ministre des affaires de Roumanie.

11 a cominenc par examiner de mani&amp;e approfondie la situation

gen Europe, et a eu ä constater avec satisfaction que la situation
dans les Balkans n&apos; pas de nature ä donner lieu ä despr
tant au point de vue du maintien de la paix qu&apos;ä celui des relations de

bon voisinage dans cette partie de l&apos;Europe. Bien au contraire, le con-

seil permanent a acquis la conviction que le moment est proche oü

un renforcement et un Margissement de l&apos;action balkanique dans les

Balkans se produira.
Le conseil permanent a ensuite minutieusement examin les ques-

tions qui int soit le groupement de lEntente balkanique en bloc,
soit chacun des pays membres en partieulier.

11 a unanime ä reconnaitre que les intg et sp6-
ciaux de lEntente balkanique ne pourraient recevoir une satisfaction
durable que par la collaboration de tous les pays, sans exception, en

vue d&apos;assurer la stabilit de la paix en Europe et, en particulier, avec

la Petite-Entente.
Le conseil permanent salue avec joie la conclusion du trait d&apos;assis-

tance mutuelle franco-sovi qu&apos;il consid comme la base de

Yorganisation future de las en Europe orientale.
En ce qui concerne les accords de Rome, lEntente balkanique

est prAte, si Von tient compte de ses intl ä fournir son

accord pour lar d&apos;une oeuvre en collaboration avec tous les

pays vWs dans le protocole Laval-Mussolini du 7 janvier 1935.
Ces int ont fait Fobjet d&apos;un examen serr et &amp;taill qui a

permis de constater non seulement une identit parfaite de vue sur

toutes les questions, mais encore une solidarit et une indivisibilit

telles, entre les quatre Etats de l&apos;Entente balkanique, que le conseil

permanent considAre de son devoir de les proclamer comme ses premi-
directives politiques.
En ce qui concerne les questions le conseil permanent
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a approuvO sous r6serve de la ratification par les gouvernements re-

spectifs, les protocoles et rapports 6tablis par le conseil 6conomique de
I&apos;Entente balkanique h Ath6nes le 9 janvier 1935 et h Ankara le 25 avril
de la m ann6e.

Le conseil permanent constate que les conditions n6cessaires pour
aboutir par une combinaison des efforts et un d6veloppement des 6chan-

ges h une am6lioration des conditions 6cononiiques existent. En cons6-

quence, le conseil permanent a &amp;cid6:

a) L&apos;intensification des &amp;hanges commerciaux l&apos;int6r..ieur de
I&apos;Entente balkanique ainsi que vis-IL-vis des Etats tiers;

b) Le d6veloppement et l&apos;am6lioration des communications;
c) L&apos;intensification des relations politiques;
d) La mise h 1&apos;6tude des questions bancaires.
En cons le conseil permanent a adopt6 une s6rie de me-

sures destin h d6velopper les 6changes entre les pays de 1&apos;Entente

balkanique par I&apos;acheminement progressif vers plus de libert6, par 1&apos;6ta-
blissement de r claireset plus simples pour le commerce, par une

collaboration des instituts d&apos;exportation et par une meilleure connaissan-
ce r6ciproque des produits I&apos;aide d&apos;expositions (foires) A -raract

permanent, etc.

11 a adopt6. des propositions concemant les moyens de

payement et une action concert6e Yi des tiers.
Dans le domaine des communications, le conseil permanent a re-

command6 une s6rie de mesures h prendre par les administrations com-

p6tentes des quatre pays pour facilitei et d6velopper les communi-
cations.

Un soin particulier a 6t6 donn6 au projet Tune convention postale
susceptible d&apos;6tre imm6diatement mise en vigueur, ce qui fait que des
relations par poste, t6l6graphe et t6l6phone tr favorables seront sous

peu 6tablies sur un territoire qui repr6sente une 6tendue 6gale ii celle
de la France, de l&apos;Allemagne, de l&apos;Italie, de la Suisse et de I&apos;Autriche.

Le conseil permanent a 6galement approuv6 le projet dune con-

vention a6rienne (avec certaines annexes), qui r6ponde la n6cessit6
de faciliter 1&apos;6tablissement et le d6veloppement de lignes a6riennes r6-

guli6res et du tourisme a6rien, et de cr6er une collaboration entre les
aviations marchandes.

Dans le domaine du tourisme, des propositions concr6tes ont W

adopt6es. Toute une s6rie de mesures techniques, destin6es d6velopper
le mouvement touristique a W sugg6r6e. Les 6tudes n6cessaires seront

poursuivies pour que, lors de la prochaine r6union du conseil 6conomi-

que, on puisse aboutir ii la conclusion d&apos;une convention speciale h ce

sujet.
En ce qui conceme le probl6me de la cr6ation d&apos;une banque bal-

kanique, un avant-projet pr par la d6l6gation turque a W sou-

mis &amp; 1&apos;6tude des banques d&apos;6mission, dont les gouverneurs seront pri6s
de se r6unir au moins une fois par an. De m6me les repr6sentants du
cr6dit priv6 des quatre pays seront invit6s se r6unir chaque ann6e.
Le conseil permanent est arriv6 &amp; la conclusion que les.mesures adop-
t6es ne manqueront pas de d6terminer une am6liOration sensible des
conditions 6conomiques.
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D i e D a r d a n e 11 e n f r a g e, welche schon zu wiederholten Malen vor

dem Völkerbund in der Absicht aufgerollt wurde, die Bestimmungen des
Lausanner Vertrages bezüglich der Entmilitarisierung der Meerengen und
der Convention concernant le r6gime des D6troits vom 24. Juli 1923
aufzuheben,), ist allem Anschein nach wieder akut geworden. In der

Sitzung des Völkerbundsrates, welche über den von England, Frankreich
und Italien vorgelegten Entwurf betr. die angebliche Verletzung des

Versailler Vertrages durch Deutschland stattfand, hat der Vertreter

der Türkei auch die Frage des gegenwärtigen Dardanellenstatuts von

neuem in die Debatte geworfen. In der Ratssitzung vom 17. April 1935 &apos;)
hat sich der Vertreter der Türkei, der gleichzeitig Ratspräsident war,
wie folgt geäußert:

Le projet derpr par M. Laval au nom de trois
Puissances me semble devoir Atre examin ä la lumi&amp;e du commu-

niqu6 publi ä Pissue de la ConMrence de Stresa. En ce qui conceme le

probMme faisant l&apos;objet de ce communiqu6, nous avons &amp;jä exprim6
notre point de vue dans le communiqu publi ä la suite de la r6union
des conseils permanents de la Petite Entente et de l&apos;Entente balka-

nique. Avant qu&apos;intervienne le vote, je voudrais vous entretenir d&apos;un

point quipr un int particulier pour mon pays.
On sait que le Trait de Lausanne contient certaines clauses mili-

taires qui, pour Wavoir pas la port des clauses contenues dans certains
trait6s, Wen constituent pas moins des limitations dans les moyens de
&amp;fense d&apos;une partie de notre territoire national. Ces limitations affectent
deuxr Dans une r6gion, c&apos;est-ä-dire en Thrace, eHes impliquent
des obligations et r&amp;iproques pour les trois pays limitrophes.
Ces obligations s&apos;appuyent sur Yaccord des trois Etats int c&apos;est
ä ceux-ci qu&apos;incomber la responsabilit6 de
leur maintien. je Wai, par cons6quent, pas ä faire cas ici de ces clauses.

Il Wen est pas de mAme pour l&apos;autre r6gion, celle desD
Les clauses militaires qui la concement pr6sentent un caract dis-
crinünatoire. Ici, il s&apos;agit, en plus des zones d6militariS6es, des lirni-
tations des moyens ded Ces clauses militaires Wont pas de con-

tre-partie comme le Pacte de Locarno. Elles crune situationin
audde la Turquie. De plus, cette in6galit6 subsiste nonobstant
les profondes modifications survenues dans*. les circonstances qui ont

pr ä Vacceptation de ces clauses et les changements essentiels

auxquels les circonstances peuvent encore Atre sujettes.
A ce sujet, je tiens ä mettre clairement en 6vidence le point suivant:

dans le cäs oü des changements surviendraient dans la situation de-
ternün par les trait6s existants, la Turquie se verrait dans l&apos;obligation
de les faire &amp;pendre de modifications consequentes dans le regime mili-
taire desD

Deux raisons de principe demontrent le bien-fond de cette re-

-vendication: l&apos;une est lanpour la Turquie, de sa s6curit6, comme
pour tout autre Etat. L&apos;autre est que la Turquie, qui, avee la vigilance

1) Vgl. diese Zeitschr. Bd. IV, S. 882,

2) S. d. N., Journ. Off. 1935, Ziff- 3565-
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n6cessaire ä la d6fense de son existence, ne cesse de s&apos;associer sinc

ä tous les efforts pour la consolidation de la paix, ne saurait admettre

que son z dans ce domaine puisse l&apos;exposer ä un traitement in
11 est donc naturel que toutes les fois qu&apos;il est question des trait du

point de vue des clauses militaires qu&apos;ils contiennent, on ne puisse passer
sops silence le Trait6 de Lausanne, qui contient des clauses
militaires.

Qu&apos;il me soit permis, ä cette occasion, de souligner que, sous un

r de parfaite et dernous offrons ä tous le maxi-

mum de s6curit Nous sommes pr a souscrire ä tous arrangements
internationaux pour la paix et la s6curit

Si, ä Yoccasion de la discussion du projet der j&apos;ai tenu
ä faire la presented ce n&apos;est pas pour soulever, ä. l&apos;heure

actuelle, le fond mAme de la question, c&apos;est pour vous faire connaitre la
mani de voir de la Turquie. je pr&amp;ise, toutefois, que les changements
6ventuels dans ler militaire des D6troits ne peuvent, dans notre

esprit, nullement affecter ler de la libert des Di

Die Vertreter Englands, Italiens und Frankreichs haben sich unter

Hinweis auf die Tatsache, daß der Rat mit dieser Frage nicht belaßt

sei, nur kurz darauf geäußert. Der britische Vertreter hat sich darauf

beschränkt ä formuler toutes r6serves sur cet expos6. Dies hat auch

der italienische Vertreter zum Ausdruck gebracht, während der Fran-

zose Laval das türkische Verlangen so verstanden hat, daß der türkische

Vertreter a sans doute voulu seulement exprimer le d que son pays
soit appe16 un jour äbdes garanties d&apos;une Organisation collective

de la s6curit6. Lediglich der Vertreter Sowjetrußlands hat erklärt,
daß sein Land der Durchsetzung des türkischen Anspruches keinerlei

Schwierigkeit machen werde.

Die Staaten der Balkanentente sahen die Wünsche der Türkei als

solche an, welche sich notwendigerweise aus dem Verlangen der übrigen
Staaten nach Revision der Friedensverträge ergeben.&apos;

Zum Verständnis der Aufnahme dieser türkischen Anregung ist

ein Artikel der Times i) von einigem Interesse. Dieser wendet sich

entschieden dagegen, die Friedensverträge von St. Germain, Trianon

und Neuilly mit dem Friedensvertrag von Lausanne auf eine Linie zu

stellen, da die Verträge ihrer Grundlage nach vollkommen verschieden

seien. Während die Verträge von St. Germain, Trianon und Neuilly
aufgezwungen seien, seien_ die Türken in Lausanne nicht nur als gleiche
Partner, sondem eher als Sieger erschienen und hätten freiwillig ihre

Unterschrift unter die Abmachungen gesetzt. Außerdem seien sowohl die

Türkei wie auch Bulgarien Mitglieder des Völkerbundes und durch die

Völkerbundssatzung gebunden. Ihre gemeinsame Grenze sei durch das

Abkommen VOM 24. Juli 1923 über die Grenze Thraziens 2) entmilita-

20. IV- 1935.

Vgl. Martens, N. R. G. Me Ser. t. 13, P. 401-
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risiert, und jede Verletzung dieser Bestimmungen müsse &amp;m Völker-

bundsrat zur Entscheidung vorgelegt werden. Danach ergebe sich für

die Türkei keine Gefahr einer eventuellen. Wiederherstellung der Wehr-

hoheit Bulgariens. Nebenbei hätten beide Länder auch einen Pakt über

Neutralität und Schiedsgerichtsbarkeit unterzeichnet, und es sei kaum

möglich, daß ein wirklicher Gegensatz zwischen ihren Interessen bestehe.

Das Besondere dieser englischen Auffassung besteht in der Charakte-

ristik der #dictated treaties of St. Germain, Trianon und NeuiUy((. In

dieser Charakteristik ist gleichzeitig die moralische und rechtliche Be-

wertung aller dieser Verträge enthalten, um die die unterlegenen Staaten

seit Bestehen der Verträge kämpfen. Als moralisches Urteil kann diese

Anerkennung jederzeit jenen moralischen Urteilen entgegengestellt
werden, die sich in letzter Zeit sowohl Gruppen von Staaten als auch

die Völkerbundsinstitution selbst zu fällen anmaßten.

Der ungarisch-jugoslawische Streit i) hat in der Ratssitzung vom

2,5- Mai 1935 seine Erledigung dadurch gefunden, daß sich die jugo-
slawische Regierung mit dem Bericht der ungarischen Regierung über

die angestellten Erhebungen bezüglich der Verfehlungen ungarischer
Beamter z) einverstanden erklärt hat, nachdem sie in ihren Bemer-

kungen vom 2o. Mai 1935 3)&apos;sich zunächst für nicht befriedigt erklärt

hatte. - Die ungarische Regierung hat im übrigen in der Ratssitzung vom
25. Mai die Erklärung abgegeben, weiterhin alle Maßnahmen gegen die

Terroristen und jugoslawischen Auswanderer im Verfahren der all-

gemeinen Fremdenkontrolle ergreifen zu wollen 4).

Abgeschlossen am i. Juni 1935.
Lubenoff.

1) Vgl. diese Zeitschr. Bd. V, S. 127 f.

2) S. d. N., C- 48- M. 21. 1935. VII, Questions pohtiqueS 2.

3) S. d. N., C. 189. M. io6. 1935. VII, Questions politiques g.

4) Über den Stand des Minderheitenstreites zwischen Albanien und Griechenland

ist an anderer Stelle der Zeitschrift berichtet, s. unten S. 647-
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